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Regime and Politics in Turkey and Russia 
A Comparison 
 
Podiumsdiskussion am 24. November 2017, Bonn. 
In Kooperation mit der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik. 
 
In Russland und der Türkei findet ein religiös aufgeladener Nationalismus zunehmend Verbrei-
tung. Diesen nutzen die Regierungen beider Länder gezielt zur gesellschaftlichen Mobilisie-
rung nach innen und zur Abgrenzung nach außen. Das Verhältnis zur Europäischen Union ist 
zerrüttet. Die gegenseitige Wahrnehmung dieser Entfremdung und deren innen- und außen-
politischen Folgen waren Thema der Podiumsdiskussion, die im Rahmen der Tagung der DGO-
Fachgruppe Politikwissenschaft stattfand. 

Im Fokus der Diskussion standen zunächst die unterschiedlichen Narrative zwischen der Euro-
päischen Union auf der einen sowie Russlands und der Türkei auf der anderen Seite. Sowohl 
aus türkischer als auch aus russischer Sicht, so Andreas HEINEMANN-GRÜDER (Bonn Interna-
tional Center for Conversion), war die EU nie aufrichtig an einer Kooperation interessiert. Vor 
allem in der Türkei habe der Eindruck bestanden, dass die kulturellen Unterschiede schluss-
endlich entscheidend gewesen seien für die mangelnde Annäherung beider Seiten. Das Ver-
hältnis Deutschlands zur Türkei, befand Michael THUMANN (Die ZEIT, Berlin), habe sich bereits 
mit dem Regierungswechsel von Gerhard Schröder zu Angela Merkel 2005 abgekühlt, wäh-
rend es in anderen EU-Staaten durchaus noch Unterstützung für einen EU-Beitritt gegeben 
habe. Mit Lale AKGÜN (SPD, Köln) war er sich einig darin, dass die innenpolitischen Entwick-
lungen, vor allem die zunehmende Ausschaltung der politischen Opposition seit 2013, aus-
schlaggebend für die zunehmende Konfrontation seien.  

Unterschiedliche Meinungen bestanden darüber, wie weit die EU die Entfremdung selbst be-
fördert habe. Laut Akgün und Niolay PETROV (Higher School of Economics, Moskau) diskredi-
tiert sich die EU aufgrund ihrer Doppelstandards, so z. B. einer scharfen Kritik an der türkischen 
Innenpolitik, die etwa gegenüber Saudi-Arabien in dieser Form nicht geäußert wird. Michael 
Thumann verwies demgegenüber darauf, dass Standards und Verlässlichkeiten innerhalb der 
EU zwar unterschiedlich bewertet würden, diese aber vor allem für die Aushandlung von Re-
gelwerken zuständig sei, während normative Diskussionen im Europarat und in der Zivilgesell-
schaft zu führen seien. 

Nach Meinung von Petrov ging Russland nach der Anerkennung des Kosovo davon aus, die 
internationalen Spielregeln hätten sich geändert. Auch die Führungskrise innerhalb der EU 
habe Russland zu einer expansiven Politik ermutigt. Selbst innerhalb Deutschlands gebe es 
heute sehr unterschiedliche Meinungen über die russische Politik. Zudem müsse der Konflikt 
in der Ost-Ukraine in seiner Komplexität gesehen werden. Die russische Politik dürfe nicht für 
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die innerukrainischen Fronten verantwortlich gemacht werden, die Teil des Konflikts seien. Im 
Westen gebe es kein wirkliches Interesse, diesen Konflikt zu lösen. Laut Thumann mangelt es 
in der Tat an politischen Lösungsvorschlägen für den militärischen Konflikt in der Ost-Ukraine. 
So liege der russische Vorschlag für eine UN-Mission seit dem Sommer unbeantwortet vor. 
Umso bedauerlicher sei es, dass sich die Regierungsbildung in Deutschland so lange hinziehe 
und das Auswärtige Amt daher nicht wirklich handlungsfähig sei. 

Abschließend erläuterte Akgün die große Zustimmung aus Teilen der türkischen Gemeinschaft 
in Deutschland für die nationalistische Politik der Türkei. Erdogan sei in den türkischsprachigen 
Medien in Deutschland sehr präsent und vermittele auch hier ein Gefühl der Zugehörigkeit. 
Die positiven Reaktionen darauf begründete Akgün auch mit der mangelhaften deutschen In-
tegrationspolitik. Der in aller Munde geführte Begriff „Migrationshintergrund“ sei aus deut-
scher Sicht auch für Personen, die bereits mehr als 50 Jahre in diesem Land lebten, das ent-
scheidende Charakteristikum. Erdogan sage „ihr gehört dazu“, Deutschland vermittele „ihr ge-
hört ein wenig dazu“. Der Dialog mit der türkischen Regierung müsse aber trotz aller Verwer-
fungen unbedingt aufrechterhalten werden. 
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